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Gesetz zur Stärkung des Verbraucherschutzes im notariellen
Beurkundungsverfahren

Drucksache: 359/13

I. Zum Inhalt des Gesetzes

Das Gesetz zielt darauf ab, Verbraucher besser vor dem Erwerb sogenannter
Schrottimmobilien zu schützen.

Eine Änderung des Beurkundungsgesetzes stellt sicher, dass zukünftig nur noch
der Notar, der später den Kauf beurkundet, dem voraussichtlichen Erwerber den
Text des geplanten Rechtsgeschäftes zusenden darf. Dies soll mindestens zwei
Wochen vor der geplanten Beurkundung erfolgen. Gegenwärtig darf aber auch
der Verkäufer, der Bauträger oder ein Vertriebsmitarbeiter dem voraussichtli-
chen Erwerber den Vertragstext überreichen. In diesem Fall hat der beurkun-
dende Notar allerdings keine Möglichkeit zu überprüfen, ob zum Zeitpunkt der
Beurkundung die zweiwöchige Bedenkzeit bereits verstrichen ist. Von der
Zwei-Wochen-Frist kann zudem unter bestimmten Voraussetzungen abgewi-
chen werden. Nach geltender Rechtslage ist nach der notariellen Beurkundung
in kritischen Fällen nur noch schwer feststellbar, ob ein entsprechender Aus-
nahmefall vorgelegen habe. Der Notar begründet dies zukünftig schriftlich im
Vertrag, wenn er trotzdem beurkunden will, obwohl die Zwei-Wochen-Frist
nicht eingehalten wurde. Diese Begründung in der notariellen Urkunde könnte
dann auch im Wege der Notarrevision überprüft werden.

Eine Änderung der Bundesnotarordnung flankiert die beabsichtigte Änderung
des Beurkundungsgesetzes, wonach ein Notar, wenn er künftig wiederholt grob
gegen diese Pflichten verstößt, seines Amtes enthoben werden kann.

Die beabsichtigten Änderungen sollen auch sicherstellen, dass bei Immobilien-
käufen die gesetzlich vorgeschriebene zweiwöchige Bedenkzeit, die überlegtes
Handeln sicherstellen soll, tatsächlich eingehalten wird.

II. Zum Gang der Beratungen

Das Gesetz geht auf einen Gesetzentwurf des Bundesrates zurück, dessen Ein-
bringung beim Deutschen Bundestag dieser in seiner 903. Sitzung am 23. No-
vember 2012 beschlossen hat, vgl. BR-Drucksache 619/12 (Beschluss).
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Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf aufgrund der Beschluss-
empfehlung und des Berichts seines Rechtsausschusses (vgl. BT-Drucksache
17/13137) in seiner 234. Sitzung am 18. April 2013 mit einer Änderung ange-
nommen (vgl. BR-Drucksache 359/13). In § 17 Absatz 2a des Beurkundungs-
gesetzes wurde das Wort "kostenfrei" gestrichen, da die Zurverfügungstellung
des "Textes des Rechtsgeschäfts" gebührenfrei ist, aber nicht geregelt werden
sollte, dass die Notarin oder der Notar auch keine Erstattung eigener Aufwen-
dungen verlangen könne.

III. Empfehlung des Rechtsausschusses

Der Rechtsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, zu dem Gesetz einen Antrag
auf Einberufung des Vermittlungsausschusses gemäß Artikel 77 Absatz 2 des
Grundgesetzes nicht zu stellen.


